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Das öffentliche Beschaffungswesen ist zu einem bedeutenden Segment der 

schweizerischen Volkswirtschaft herangewachsen. Laut Schätzungen vergibt die 

öffentliche Hand Aufträge im Wert von über CHF 40 Mia. pro Jahr. Nachfolgend 

wird aufgezeigt, was es für Unternehmen in der Anbieterposition besonders zu 

beachten gilt. 

Schwellenwerte und Verfahrensarten 

-

dung, deren Wert einen gewissen Schwel-

gilt ein Vertrag, der zwischen einer dem Be-

-

rin und einem Anbieter abgeschlossen wird 

dient. Er ist gekennzeichnet durch Entgelt-

lichkeit sowie den Austausch von Leistung 

und Gegenleistung, wobei die charakteris-

tische Leistung vom Anbieter erbracht wird. 

Der anwendbare Schwellenwert hängt einer-

Auftraggeberin ab (Bund, Kanton oder Sek-

torenauftraggeberin), andererseits von der 

Auftragsart (Warenlieferung, Dienstleistung 

oder Bauleistung). Unterhalb der Schwellen-

werte steht den Auftraggeberinnen das frei-

händige Verfahren (direkter Vertragsschluss 

mit einem Anbieter) und das Einladungsver-

fahren (Einladung von mindestens drei An-

Prüfung der Ausschreibungs-
unterlagen

-

-

plattform www.simap.ch registrieren. So 

stellen sie sicher, dass sie über aktuelle Ver-
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Bereichen laufend orientiert werden. Sobald 

-

ten sie sich mit Blick auf die oft kurzen An-

-

Interesse die Ausschreibungsunterlagen 

verlangen. Beim Studium der Unterlagen 

geht es zunächst darum, sich rasch mit den 

Leistungsanforderungen vertraut zu machen. 

der Vergabestelle verstehen und analysieren, 

ob sie für den Auftrag geeignet und in der 

Lage sind, ein qualitativ und preislich kom-

petitives Angebot einzureichen. Gleichzeitig 

Leistungsverzeichnis, Vertragsentwurf etc.) 

daraufhin geprüft werden, ob sie Unklar-

heiten oder unzulässige Vorgaben enthalten. 

Ein Anbieter hat sich etwa folgende Fragen 

zu stellen: Enthält die Ausschreibung dis-

kriminierende oder wettbewerbswidrige Be-

stimmungen? Ist das Leistungsverzeichnis 

sachgerecht und produkteneutral ausgestaltet? 

Sind die Teilnahmebedingungen, die Eig-

nungs- und die Zuschlagskriterien sachlich 

begründet und weisen sie einen hinreichen-

den Bezug zum Leistungsgegenstand auf? Be-

stehen Hinweise auf die Mitwirkung eines 

Konkurrenzunternehmens bei der Erstellung 

der Ausschreibung (Vorbefassung)? Wie setzt 

sich das Evaluationsteam zusammen (Prü-

fung von Ausstandsgründen)?

Es kommt auch vor, dass die Vergabestelle 

einen Auftrag, der über den Schwellenwerten 

freihändig oder in einem Einladungsverfah-

ren vergibt. In diesem Fall ist zu prüfen, ob 

dieses Vorgehen zulässig und allenfalls an-

fechtbar ist.

Vorgehen bei Mängeln

Stösst ein Anbieter bei der Prüfung der Aus-

-

gendes Vorgehen: Handelt es sich um blosse 

Unklarheiten, die der Präzisierung durch die 

Vergabestelle bedürfen, besteht die Mög-

lichkeit, innert einer bestimmten Frist und 

auf anonymer Basis Anbieterfragen zu stel-

len. Die Fragen werden von der Vergabestelle 

gleichzeitig gegenüber allen Anbietern be-

antwortet. Dieses Vorgehen erleichtert nicht 

nur die Erstellung der Angebote, sondern 

kann auch Missverständnissen und unnöti-

gen Beschwerdeverfahren vorbeugen. Wer-

den trotz erkannter Mängel keine Fragen 

gestellt, kann der Grundsatz von Treu und 

Anbieter später von der Erhebung einer Sub-

missionsbeschwerde ausgeschlossen ist.

Enthalten Ausschreibung und Ausschrei-

bungsunterlagen rechtsverletzende, z.B. 

diskriminierende Vorgaben, können Anbie-

ter innerhalb der 20-tägigen (in den Kan-

tonen sogar nur 10-tägigen) Rechtsmittel-

frist Beschwerde beim Gericht erheben und 

die Anpassung der Ausschreibung verlangen. 

Verzichten die Anbieter trotz erkennbarer 

Mängel auf die Erhebung einer Beschwer-

de, können diese Mängel später (etwa bei 

der Zuschlagsanfechtung) nicht mehr gerügt 

werden. Bei rechtlichen Unklarheiten kann 

es sich lohnen, frühzeitig externen Rat ein-

zuholen.

Erstellung und Einreichung  
des Angebots

Bei der Ausarbeitung des Angebots ist eine 

frühzeitige, sorgfältige Organisation sowie 

Planung entscheidend. Hierzu sollten Anbie-

ter ein der Komplexität der Ausschreibung 

entsprechend erfahrenes und kompetentes 

Projektteam aufstellen. Die Angebotsaus-

-

lichem Zeitdruck statt, da die Angebotsfrist 

oftmals nur 40 Tage (oder noch weniger) 

 beträgt.

Teilnahmebedingungen und Eignungskri-

terien stellen «Muss»-Kriterien dar, bei de-

ren Nichterfüllung ein Anbieter ausgeschlos-

sen wird. Es lohnt sich daher, die verlangten 

Lohngleichheit) frühzeitig einzuholen. Auch 

genau zu studieren gilt, handelt es sich i.d.R. 

um «Muss»-Kriterien. Abweichungen von 

den Leistungsanforderungen sollten daher 

nach Möglichkeit vermieden werden, soweit 

es sich nicht um eine Unternehmervarian-

te handelt. Unternehmervarianten müssen 

jedoch von der Vergabestelle ausdrücklich 

Wird trotz erkenn-

barer Mängel bei der 

Ausschreibung keine 

Beschwerde erhoben, 

können diese Mängel 

später nicht mehr 

gerügt werden.

Achtung
��
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zugelassen und stets zusätzlich zur Amtsva-

riante (und nicht an deren Stelle) eingereicht 

werden. Besonderes Augenmerk gilt es auf 

die Zuschlagskriterien zu richten: Welche 

Aspekte werden wie bewertet und gewichtet? 

Stellt die Auftraggeberin eher den Preis oder 

eher die Qualität der Angebote in den Vor-

dergrund? Die Beschreibung und Gewich-

tung der Kriterien erlaubt es den Anbietern, 

-

punkte zu setzen.

Bei den meisten Vergaben stellt der Preis 

ein zentrales Bewertungskriterium dar. Die 

Anbieter müssen u.a. mit Rücksicht auf die 

bekannt gegebene Preisbewertungsmethode 

(Preisformel) abschätzen, wie tief sie bei den 

einzelnen Preispositionen gehen wollen, um 

das Marktumfeld zu kennen. Tools wie «De-

cisionAdvisor», die auch von Vergabestellen 

verwendet werden, können helfen, die Preis-

bewertung bis zu einem gewissen Mass zu 

antizipieren. Die Anbieter sind in der Kalku-

Angebote, die unter den Gestehungskosten 

liegen (sog. Unterangebote), sind deshalb 

nicht unzulässig, solange der Anbieter die 

Eignungskriterien und sämtliche weiteren 

Bedingungen erfüllt. Zu beachten ist, dass 

reine Preisverhandlungen (sog. Abgebots-

runden) seit Inkrafttreten des revidierten 

Vergaberechts weder auf Bundes- noch auf 

kantonaler Ebene erlaubt sind.

Vor der Angebotseinreichung ist es wich-

Einhaltung der Formalitäten zu prüfen. Es 

kann sinnvoll sein, dafür Checklisten zu ver-

wenden. Entspricht das Angebot der vor-

gegebenen Struktur? Sind alle verlangten 

Angebotsteile, Nachweise und Beilagen vor-

handen? Sind die Dokumente (von den be-

rechtigten Personen) unterzeichnet? Auch 

die termingerechte Abgabe muss sicher-

Angebote bei der Vergabestelle (nicht das 

Versanddatum) relevant ist. Anbieter müs-

sen sich bewusst sein, dass nach Ablauf der 

mehr zulässig sind.

Zuschlag und Beschwerde

Anbieter haben bloss Anspruch auf eine 

summarische Begründung des Zuschlags-

entscheids. Dazu gehören insbesondere die 

Bekanntgabe des berücksichtigten Anbie-

ters, der Gesamtpreis des berücksichtigten 

Angebots oder ausnahmsweise die tiefsten 

und höchsten Gesamtpreise der eingegange-

nen Angebote, die massgebenden Merkma-

le und Vorteile des berücksichtigten Ange-

bots und gegebenenfalls die Gründe für eine 

freihändige Vergabe. Für die unterlegenen 

Anbieter lohnt es sich oft, von der Verga-

bestelle ein (idealerweise mündliches) De-

der Nichtberücksichtigung ihres Angebots 

eingegangen wird. Sie können so den Ver-

gabeentscheid besser nachvollziehen, ihre 

Beschwerdechancen konkreter einschätzen 

und aus begangenen Fehlern lernen. Ein De-

sorgfältig vorbereitet sein, insbesondere was 

Rückfragen an die Vergabestelle angeht. So-

sollten sich die Teilnehmer Notizen machen. 

Ein Recht auf Akteneinsicht besteht in die-

sem Verfahrensstadium nicht.

Sofort nach Erhalt der Zuschlagsbegrün-

dung sollten unterlegene Anbieter die Nach-

vollziehbarkeit des Entscheids und die Mög-

lichkeit einer Anfechtung prüfen. Hierbei 

sind die Erfolgsaussichten einer Beschwer-

de gegen den damit verbundenen Aufwand 

abzuwägen. Oft sind die Erfolgsaussichten 

umso geringer, je schlechter die Rangierung 

ist, es sei denn, das Verfahren an sich leide 

an einem derart schweren Mangel, dass es 

wiederholt werden muss. Ist dies nicht der 

Fall, muss ein beschwerdeführender Anbieter 

dem Gericht schlüssig darlegen, dass alle vor 

ihm rangierten Angebote ungültig sind oder 

zu Unrecht besser bewertet wurden als sein 

eigenes. Bei fehlenden Rechtskenntnissen 

der kurzen Beschwerdefrist von 20 (in den 

Kantonen bis zum Inkrafttreten des revidier-

ten Rechts nur 10) Tagen, frühzeitig externe 

Unterstützung einzuholen. 

 
Die Ausschreibungs-

unterlagen sollten 

unverzüglich daraufhin 

geprüft werden, ob 

sie Unklarheiten oder 

unzulässige Vorgaben 

enthalten.

Tipp
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